
 

Kleine Anfrage 

des Abg. Merz (SPD) vom 07.11.2011 

betreffend Betreuung von Kindern in Kindertagesstätten außerhalb 

ihres Wohnorts und Kostenerstattungsansprüche gem. § 28 HKJGB 

und  

Antwort  

des Sozialministers 
 

 

 
Vorbemerkung des Fragestellers:  

In der Anhörung zur Novellierung des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetz-
buches (HKJGB) am 3. November 2011 wurde bemängelt, dass es in Bezug auf 
die anstehende Neuregelung des § 28 HKJGB keine verlässlichen Daten über die 
Zahl, Art und finanzielle Folgen der angesprochenen Fälle gibt. Der Vertreter des 
Hessischen Städte- und Gemeindebundes (HStGB) sagte daraufhin zu, solche Zah-
len zur Verfügung zu stellen. Es besteht also für die Landesregierung die Mög-
lichkeit, mit Hilfe des HStGB die nachstehenden Fragen zu beantworten. 

 

Vorbemerkung des Sozialministers:  
Da die Landesregierung nicht über die für die Beantwortung der einzelnen 
Fragen erforderlichen Informationen verfügt, wurden der Hessische Städte-
tag, der Hessische Landkreistag und der Hessische Städte- und Gemeinde-
bund um Auskunft gebeten.  
 
Der Hessische Landkreistag hat darauf verwiesen, dass ihm hierzu keine 
Informationen vorliegen. Der Hessische Städte- und Gemeinschaftsbund und 
der Hessische Städtetag haben zur Beantwortung der Fragen umfangreiches 
Datenmaterial vorgelegt, wonach sich ein sehr differenziertes Bild hinsicht-
lich der Betreuung auswärtiger Kinder und des Umgangs mit dem Kosten-
ausgleich ergibt. Um diese Informationen vollumfänglich zur Verfügung zu 
stellen, werden die Stellungnahmen hier als Anlage beigefügt. 
 
Diese Vorbemerkungen vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage 
wie folgt: 
 
Frage 1. In wie vielen Fällen besuchten in den Kindergartenjahren 2008/09, 2009/10 und 

2010/11 Kinder Kinderbetreuungseinrichtungen außerhalb ihres Wohnortes? 
 
Frage 2. Welche Kosten pro Kind sind den Wohnortkommunen in diesen Fällen in diesen 

Jahren von den Kommunen, auf deren Gebiet die betreffende Kinderbetreuungsein-
richtung lag, in Rechnung gestellt worden? 

 
Frage 3. In welcher Bandbreite lagen die in Rechnung gestellten Kosten pro Kind und 

Monat (maximaler/minimaler verlangter Kostenbeitrag)? 
 
Frage 4. In welchen Städten und Gemeinden war die Zahl auswärts betreuter Kinder aus der 

eigenen Kommune größer als die Zahl der in Einrichtungen in der eigenen Kom-
mune betreuten auswärtigen Kinder? 

 
Frage 5. In welchen Kommunen und in jeweils wie vielen Fällen von auswärtiger Betreuung 

konnten die betroffenen Städte und Gemeinden die frei werdenden/frei gewordenen 
Plätze in den Einrichtungen in der eigenen Kommune nicht nachbesetzen? 

 

Zur Beantwortung der Fragen 1 bis 5 wird auf die Anlage 1 und 2 verwie-
sen. 
 
Frage 6. Welche interkommunalen Vereinbarungen zur Regelung der Kostenerstattung nach 

§ 28 HKJGB gibt es? 
 

Hierzu wird auf die Anlage 1 und 2 verwiesen. 
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Dem Hessischen Sozialministerium wurden von Seiten des Hessischen Städ-
tetages im Rahmen der Arbeitsgruppe zur Erarbeitung einer Empfehlung für 
eine interkommunale Vereinbarung zum Kostenausgleich nach § 28 HKJGB, 
bestehend aus Vertretern des Hessischen Sozialministeriums, des Hessischen 
Städte- und Gemeindebundes und des Hessischen Städtetages, Beispiele von 
interkommunalen Vereinbarungen nach § 28 HKJGB vorgelegt. Inhalt dieser 
verschiedenen Vereinbarungsbeispiele sind insbesondere Regelungen zum 
Kostenausgleich dem Grunde nach (hier wird der Kostenausgleich teilweise 
unter Bedingungen gestellt) sowie der Höhe nach (z.B. Verzicht auf die 
Geltendmachung von Kostenausgleichsansprüchen; Festlegung konkreter 
Ausgleichspauschalen, teilweise differenziert nach der Zweckbestimmung 
der Gruppe, der Art der Trägerschaft, dem zeitlichen Betreuungsumfang). 
Sie enthalten außerdem Regelungen über das Abrechungsverfahren des Kos-
tenausgleichs, Informationspflichten sowie die Dauer der Vereinbarung.  
Als Ergebnis der o.g. Arbeitsgruppe wurde unter www.hsm.hessen.de 
(> Familie > Familienland Hessen > Kostenausgleich Kita) die Empfeh-
lung einer interkommunalen Vereinbarung veröffentlicht. 
 
Frage 7. Wie und auf welcher Rechtsgrundlage erfolgt die Verrechnung der Kostenerstat-

tung, sofern die auswärtige Betreuung eines Kindes in einer Einrichtung unter frei-
er Trägerschaft erfolgt? 

 

Hierzu wird auf die Anlage 1 und 2 verwiesen. 
 
Die Rechtsgrundlage für den Kostenausgleich stellt § 28 HKJGB dar. Ein 
Anspruch auf Kostenausgleich besteht hiernach lediglich zwischen Gemein-
den. Ein Kostenausgleichsanspruch der Standortgemeinde für die Betreuung 
eines auswärtigen Kindes durch einen freien Träger setzt voraus, dass die 
Standortgemeinde gegenüber dem freien Träger einen Betriebskostenzu-
schuss auch für die Plätze, die von auswärtigen Kindern belegt sind, geleis-
tet hat.  
 
Wiesbaden, 7. Juni 2012 

Stefan Grüttner 
 
 
 
 
Anlagen  

Die Anlagen können in der Bibliothek 
des Hessischen Landtags eingesehen  
oder im Internet im Dokumentenarchiv  
(www.Hessischer-Landtag.de) abgerufen  
werden.  
 
 




















































































